
Landesbibliothek Oldenburg

Digitalisierung von Drucken

Oldenburgisches Gemeinde-Blatt. 1854-1903
7 (1860)

36 (4.9.1860)

urn:nbn:de:gbv:45:1-506528

https://nbn-resolving.org/urn:nbn:de:gbv:45:1-506528


Oldenburgischeö
Gemeinde - Blatt.
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1860. Dienstag, 4 . September. 36.

Bekanntmachungen.
1 ) Die Rechnung - er Mittel- und Volksschulen - er Stadt

Oldenburg vom 1 . Mai 1859/60 sammt deren Belegen, den Be¬
merkungen der Vorprüfung , den Erinnerungen und deren Beant¬
wortung wird vom 3 . bis zum 17 . September d . I . zur Einsicht
der Betheiligtcn und Einbringung etwaiger Bemerkungen auf dem
Rathhause öffentlich ausliegen . (1860 August 31 .)

2 ) Die Miethwohnung in dem städtischen Gebäude an der
Schüttingstraße neben dem Stadtschütting, mehrere geräumige Zim¬
mern und Kammern , eine Küche mit einer Pumpe , Keller und
Bodenraum enthaltend , mit einem besonderen Eingänge und mit
einem Hofraum , fällt am 1 . Mai k. I . aus der Pacht und soll
am 13 . September d . I . Vormittags 11 Uhr aus dem Rathhause
öffentlich anderweitig vermiethet werden.

Die Bedingungen sind vorher auf dem Rathhause Hieselbst
einzusehen . ( 1860 August 31 .)

3 ) Am 8 . September d. I . Nachmittags 3 Uhr soll das
Gartenland in dem städtischen Placken Nr. 5 an der nach Ofen
führenden Chaussee in 30 Abtheilungen auf mehrere Jahre ander¬
weitig an Ort und Stelle verheuert werden.

(1860 August 31 .)
4) Wer unbefugt das durch eine Warnungstafel bezeichnet-

Ackerland der Schule vor dem Heil. Gcistthore betritt, hat zu
gewärtigen , daß auf seine Bestrafung angctragen wird.

(1860 Sept. 1 .)
5) Die hier ansässigen bei der Krankenkasse für Gesellen und

Gehülfen nichtzünstiger Gewerbe beiheiligten Gewerbetreibenden
(Fabricanten , Handwerksmeister rc . rc.) werden zu einer am 7.
d . M . Vormittags 11 Uhr auf dem Rathhause angesctzten Ver¬
sammlung hiedurch geladen , um über verschiedene Aenderungen in
den Statuten dieser Caffe Beschluß zu fassen.

(1860 Sept. 2 .)



6 ) Der Holz >värter Rudolf Conrad Christoph Suhr zum
Osternburger ReueNwcge ist als Vormund des minderjährigen Sohnes
erster Ehe des weiland Seilermeisters Friedrich Gerhard Christian
Millers Hieselbst bestellt . ( Amtsgericht Abth . I .)

7 ) Das am 16 . Mai d . I . deponirte Testament des weil.
Todtengräbers Johann Gerhard von Scggern Hieselbst soll am 7.
Sept . Nachmittags 4 Uhr geöffnet werden.

(Amtsgericht Abth . I .)8) Gefunden: 1 Schirm ; Groschen.

Hinsichtlich der Höhle im Wege nach Bloherfeld , deren Un¬
terhaltung und Neulegung bekanntlich vom Großh . Amte Olden¬
burg dem Magistrate zugemuthet , von diesem aber verweigert wird,
ist in Höchster Instanz eine der Stadt günstige Entscheidung er¬
folgt . Dem desfälligen Beschlüsse des Stadtraths vom 3 . Febr.
d . I . entsprechend (vergl . Nr . 6 d . Bl .) hat der Magistrat gegen
hie zum Nachtheile der Stadt ausgefallene Entscheidung Großh.
Regierung mit Bezug auf den vorher nicht berücksichtigten Umstand,
daß im Jahre 1832 , wo die Höhle von der Stadt neu gelegt
ist , die fragliche Gegend noch zum Stadtgebiet gehört habe , seit
dem Jahre 1834 aber zur Landgemeinde Oldenburg gehöre , re-
monstrirt und eventuell sofort den Recurs an daS Gryßh . Staats-
ministerium ergriffen . In dem dessälligen Berichte , der mit der
Bitte an die Großh . Regierung eingesandt wurde , denselben even¬
tuell als die Recurseinführung anzusehen und dem Großh . Staats¬
ministerium vorzulegen , ist die Ansicht des Magistrats und Stadt¬
raths , daß mit der in Folge der Stadtordnung ( publ . den 7.
Sept . 1833 ) eingetretenen Grenzveränderung und Verlegung der
fragl . Wegstrecke zur Landgemeinde auch sämmtliche Verpflichtungen,
welche die Stadt hinsichtlich der Unterhaltung des Weges mit
Zubehörungen , also auch der Höhle obgelegen haben mochten , auf
die Landgemeinde übergegangen seien , im Wesentlichen , wie folgt,
begründet : Die allgemeinen Verpflichtungen der politischen Gemein¬
den zur Unterhaltung von Wegen rc . beruhten im öffentlichen Rechte
und seien nach diesem zu beurtheilen . Das öffentliche Recht könne
sich in dieser Beziehung in seinen Wirkungen für eine einzelne Gemeinde
nur aufderen Bezirk und somit die Unterhaltungspflicht nur aufdie inner¬
halb ihrer Grenzen belegenen Wege und nur so lange erstrecken , als diese
letzteren zu der betreffenden Gemeinde gehörten . Ausnahmen von
dieser Regel würden nur eintreten können , wenn und soweit spe-
cielle Verpflichtungsgründe in einem einzelnen Falle vvrlägen,
insbesondere in Folge von Verträgen oder wenn die Gemeinde als
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Grundbesitzen » verpflichtet erscheine. In diesem letzteren Fallewenigstens sei indessen nicht einmal eine Ausnahme vorhanden,indem hier die Gemeinde in das Verhältniß einer Privatpersontrete und gleich dieser nach den innerhalb der betr. Gemeinde gel¬tenden Grundsätzen verpflichtet sei . Was von den Wegen gelte,müsse in gleicher Weise von deren Zubehörungen gelten. Gin spe-cieller Bcrpflichtungsgrund liege nun für die Stadt hinsichtlichder in Frage stehenden Höhle in keiner Weise vor. Es sei frei¬lich möglich , daß die Stadt , welche früher in dortiger GegendGemeinheitsgründe besessen , wegen dieser letzteren die daran gren¬zenden Wege unterhalten habe , indessen seien , wenn letzteres auchder Fall , diese Ländereien schon seit langer Zeit in Privathändenund insbesondere i . I . 1832 schon längst veräußert , die Unterhal¬tungslast demnach damals nach dem Grundsätze , daß die Lastendem Lande folgen , nicht mehr bei der Stadt als Grundbesitzcrin,vielmehr längst auf die neuen Eigenthümer übergegangen gewesen.Habe gleichwohl die Stadt i . I . 1818 sowohl , als i . Z . 1832
sich herbcigelaffen, die Höhle neu zu legen , so könne hieraus inkeiner Weise ein spttieller Verpflichtungsgrund hergeleitet werden.Sei es doch nichts Außergewöhnliches , daß Gemeinden , in denensonst die Unterhaltungspflicht den Gemeindegcnoffen, gewöhnlich denAnliegern obliege, dann einträten , sobald es sich um eine kostspieli¬gere, außerordentliche Anlage handle , oder wenn es gelte , Aende-rungen das Bestehenden im Interesse der Gemeinden vorzunehmenoder wenn sonst das Interesse der Gemeinde oder eines Theilesderselben es erheische. Dergleichen Maaßnahmen fänden aber ledig¬lich in dem öffentlichen Character der Gemeinden ihren Ausgangs¬punkt und seien lediglich öffentlicher Natur , und mit dem Wegfalleresp . Uebergange des Gegenstandes der Verpflichtung müsse auchdie letztere selbst wegfallen oder übergehen. Was namentlich dieNeulegung der Höhle im Jahre 1832 anbelange , so habe dieStadt damals dazu noch eine besondere Veranlassung gehabt, näm¬lich die Erhöhung und Verbreiterung des Bloherfelder WeÄELetztere sei von der Stadt unternommen , ohne daß die gewöhiuWUnterhaltungspflilbt ihr obgelcgcn hätte , die Ausführung,de^ Wbeit habe aber eine Verlängerung und Neulegung der HöW Mthig gemacht . Alles dies sei indessen Seitens der Stadtinu^Wsdem einen denkbaren Grunde geschehen, weil der WegBezirke gelegen . Jetzt liege derselbe in einer andern GMeMkund habe die Stadt weder am Wege noch an der Höhle das ge¬ringste Interesse . Sie müsse daher die von ihr verlangt»»Meule-gung und künftige Unterhaltung der Höhle ablehnen . , luMmiaADie Großh . Regierung hat den Bericht des Magistrats, mitden Acten dem Großh. Staatsministerium zur EntsMidung or¬gelegt und ist von dem Letzteren darauf untern IL 'Mnga 'r . I.
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eine , wie oben erwähnt, der Stadt günstige Entscheidung abgegeben.
Da es sich hier um eine Principienfrage handelt , so darf die deS-
fällige Resolution des Großh. Staatsministeriums in dem Nach¬
stehenden wörtlich mitgetheilt werden. Dieselbe lautet:

„ Als durch die Landesherrliche Verordnung vom 12. Aug.
1833 , betr. die Verfassung und Verwaltung der Stadt Ol¬
denburg , gewisse Theile des damaligen Stadtgebiets abgetreten
und der Landgemeinde überwiesen wurden , hatte dieser Ueber-
gang zwar auf die privatrechtlichen Verhältnisse und die Lan¬
des - und gutsherrlichcn Abgaben und Lasten (Art. S) keinen
Einfluß , dagegen muß angenommen werden , daß dadurch
alle öffentlichen Bezirkslastcn auf dem abgetretenen Gebiete
von der abtretenden Gemeinde auf die erwerbende übergegan¬
gen feien , soweit nicht besondere Gründe vorliegen und nach¬
gewiesen werden , aus denen die crstere Gemeinde zur Abhal-

, tung solcher Lasten nach wie vor für verpflichtet zu erachten
sein würde.
In Anwendung dieses Grundsatzes auf den vorliegenden Fall
wird die Regierungsentscheidung vom 9 . Dec . v . I . unter
dem Bemerken ausgehoben, daß der Landgemeinde Oldenburg
beziehungsweise dem interessirten Theile derselben alle beson¬
deren Gerechtsamen Vorbehalten bleiben , und bei Geltendma¬
chung solcher die Regierung ebenso in die Regelung einzu¬
treten hat , wie dies geschehen sein würde , wenn die Sache
gleich nach oder bei der fraglichen Gebietsabtretung zur Spra¬
che gekommen wäre . "

Allerlei.
In letzter Zeit ist es häufiger vorgekommen, daß Mädchen

betrügsicher Weise von Kaufleuten und sonstigen Gewerbtreibenden
unter Angabe eines falschen , zum Theil eines hier gar nicht existi-
rendcn Namens, Maaren auf Credit geholt und erhalten haben.
Diese Betrügereien haben offenbar ihren Ursprung in dem nament¬
lich auch unter der dienenden Claffe immer noch um sich greifenden
Luxus und steht deshalb zu befürchten , daß dieselben sich noch
öfter wiederholen werden. Den Verkäufern kann daher nur Vor¬
sicht bei Verabfolgung von Maaren empfohlen werden.

Um die Mitte dieses Monats wird das Bremer Truppen-
Contingent in der Stadt einquartirt weiden.

Verantwortlicher Redactenr : W . PH. von Schrenck.
Druck unv Verlag von Gerbard Stallin g in Oldenburg.
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